
Öffentliche Bekanntmachung 
 
Beteiligung der Öffentlichkeit bezüglich der Neugenehmigung einer Anlage gemäß § 10 Abs. 3 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 

 
Kreisverwaltung Mainz-Bingen  

- Untere Immissionsschutzbehörde – 
 
Die Firma Rosengarten GmbH beantragte am 18.01.2023 bei der Unteren Immissionsschutzbehörde 
der Kreisverwaltung Mainz-Bingen die Genehmigung einer Anlage gemäß § 4 BImSchG. Nach Anhang 
1 der 4. BImSchV (Nr. 7.12.2) wird diese als Anlage zur Sammlung oder Lagerung von Tierkörpern, 
Tierkörperteilen oder Abfällen tierischer Herkunft eingestuft. Sie dient dem Zweck des 
Zwischenlagerns in einer Kühlzelle sowie An- und Ablieferns von toten Heimtierkörpern. Zwei bis drei 
Mal pro Woche findet eine Überführung der toten Tierkörper in ein Rosengarten Tierkrematorium 
statt. Die ortsfeste Anlage soll auf dem Flurstück 439/10, Flur 8, Gemarkung Budenheim (Steinweg 
20, 55257 Budenheim) errichtet und betrieben werden.  
 
Die Antragsunterlagen werden vom 18.03.2024 bis 18.04.2024 während der üblichen Dienststunden 
(Montag bis Freitag von 09.00 bis 12.00 Uhr sowie Montag bis Mittwoch von 14.00 bis 15.30 Uhr und 
Donnerstag von 14.00 bis 18.00 Uhr) oder nach telefonischer Terminvereinbarung unter 06132-787-
2111 oder 06132-787-2160 bei der Kreisverwaltung Mainz-Bingen, Untere Immissionsschutzbehörde, 
im Dienstgebäude Konrad-Adenauer-Str. 34, 55218 Ingelheim, Raum C128 für die Öffentlichkeit zur 
Einsichtnahme bereit gestellt.  
 
Einwendungen gegen das Vorhaben können bis zu zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist (bis 

einschließlich 02.05.2024) schriftlich oder elektronisch gegenüber der Kreisverwaltung Mainz-Bingen, 

Konrad-Adenauer-Str. 34, 55218 Ingelheim, E-Mail: immissionsschutzbehoerde@mainz-bingen.de 

vorgebracht werden. Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind für das Genehmigungsverfahren alle 

Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 

Einwendungen, die auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, sind auf den Rechtsweg vor den 

ordentlichen Gerichten zu verweisen.  

 

Auf Verlangen des Einwenders kann grundsätzlich dessen Name und Anschrift vor der Bekanntgabe 

seiner Einwendungen an den Antragsteller und die beteiligten Behörden unkenntlich gemacht 

werden, wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmigungsverfahrens nicht 

erforderlich sind (§ 12 Abs. 2 S. 3 der 9. BImSchV). Die Einwendungen werden dem Antragsteller 

sowie den am Verfahren beteiligten Behörden, deren Aufgabenbereich von den Einwendungen 

berührt wird, bekannt gegeben.  

 

Für den Fall, dass Einwendungen gegen das Vorhaben erhoben werden, können diese aufgrund einer 

Ermessensentscheidung des Landkreises Mainz-Bingen nach § 10 Abs. 6 BImSchG in einem 

Erörterungstermin erörtert werden. Ob ein Erörterungstermin durchgeführt wird oder nicht 

entscheidet der Landkreis Mainz-Bingen nach seinem Ermessen. Diese Entscheidung sowie ggf. 

Zeitpunkt und Ort des Termins werden gesondert bekanntgemacht.  

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Entscheidung über den Antrag öffentlich bekannt gemacht wird. 

Gemäß § 10 Abs. 4 Ziffer 4 BImSchG kann die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen 

durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.  

 

Die Bekanntmachung ist auch auf der Homepage der Kreisverwaltung Mainz-Bingen unter dem Link 

www.mainz-bingen.de/Politik-Verwaltung/oeffentliche-Ausschreibungen-Finanzen abrufbar. 



Ingelheim, den 04.03.2024 

In Vertretung  

Steffen Wolf 

Erster Kreisbeigeordneter 


